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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/4059, 15/4437 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das öffentliche 
Versorgungswesen 

§ 1 
Änderung des Gesetzes  

über das öffentliche Versorgungswesen 
 
Das Gesetz über das öffentliche Versorgungswesen (Ver-
soG) vom 25. Juni 1994 (GVBl S. 466, BayRS 763-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 Nr. 111 des Gesetzes vom 
7. August 2003 (GVBl S. 497), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des Zweiten Teils wird die Be-
zeichnung „Bayerische Ingenieurversorgung-Bau“ 
durch die Bezeichnung „Bayerische Ingenieurver-
sorgung-Bau mit Psychotherapeutenversorgung“ 
ersetzt. 

b) In Art. 28 wird die Bezeichnung „Bayerische Inge-
nieurversorgung-Bau“ durch die Bezeichnung 
„Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psycho-
therapeutenversorgung“ ersetzt. 

2. Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung : 

„4. die Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psy-
chotherapeutenversorgung“ 

3. In der Überschrift des Zweiten Teils wird die Bezeich-
nung „Bayerische Ingenieurversorgung-Bau“ durch die 
Bezeichnung „Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit 
Psychotherapeutenversorgung“ ersetzt. 

4. Art. 28 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psycho-
therapeutenversorgung“ 

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Die Mitglieder der Landeskammer der Psy-
chologischen Psychotherapeuten und der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten wer-
den in die Versorgungsanstalt einbezogen 
(Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psy-
chotherapeutenversorgung).“ 

c) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Pflichtmitglieder der Bayerischen Ingenieur-
versorgung-Bau mit Psychotherapeutenversorgung 
sind 

1. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Bay-
erischen Ingenieurekammer-Bau,  

2. für die Zeit bis zum Ablauf von fünf Kalender-
jahren nach Studienabschluss alle nicht berufs-
unfähigen Absolventen der Technischen Uni-
versität München, der Fachhochschulen in 
Bayern oder sonstiger nach Maßgabe der Sat-
zung vergleichbarer Lehreinrichtungen in Bay-
ern in den Studiengängen Bauingenieurwesen, 
Stahlbau, Vermessungswesen oder Versor-
gungstechnik oder in sonstigen nach Maßgabe 
der Satzung vergleichbaren Studiengängen, 
wenn sie in dieser Zeit eine praktische Tätig-
keit nach Art. 5 Abs. 1 Nr. 2 oder nach Art. 10 
Abs. 2 des Bayerischen Ingenieurekammerge-
setz-Bau aufgenommen haben, 

3. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Bay-
erischen Landeskammer der Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten.“  

4. Art. 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 wird „Art. 28 Abs. 2 Satz 2“ durch 
„Art. 28 Abs. 2 Nr. 2“ ersetzt. 

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Die Landeskammer der Psychologischen Psy-
chotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten übermittelt der Bayerischen In-
genieurversorgung-Bau mit Psychotherapeutenver-
sorgung Namen, Geburtsdatum, Anschrift, Beginn 
und Ende der Kammermitgliedschaft sowie die 
Dauer der jeweiligen Berufsausübungsform ihrer 
Mitglieder, sofern dies für deren Mitgliedschaft 
von Bedeutung sein kann.“ 

5. Art. 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Pflichtmitglieder der Bayerischen Rechtsanwalts- 
und Steuerberaterversorgung sind 
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1. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Rechts-
anwalts- und Steuerberaterkammern in Bayern, 
soweit sie natürliche Personen sind, 

2. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Patent-
anwaltskammer, soweit sie natürliche Personen 
sind und solange sie ihren Kanzleisitz im Freistaat 
Bayern eingerichtet haben.“ 

6. Art. 31 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:  

„(2) Die Patentanwaltskammer übermittelt der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterver-
sorgung Namen, Geburtsdatum und Anschrift der 
Kammermitglieder mit Kanzleisitz in Bayern, so-
wie den jeweiligen Zeitpunkt der Einrichtung und 
der Aufgabe des Kanzleisitzes in Bayern (§ 26 Pat-
AnwO).“ 
 

§ 2 
Übergangsgangsbestimmungen für die  

Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit  
Psychotherapeutenversorgung 

(1) 1Für die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes laufende 
Amtsperiode des Verwaltungsrats gilt Art. 21 Satz 2 des 
Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen mit der 
Maßgabe, dass für die Landeskammer der Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten zwei Mitglieder in den Verwaltungsrat 
berufen werden. 2Die von der Satzung bestimmte Zahl der 
Mitglieder des amtierenden Verwaltungsrats erhöht sich 
dadurch um die beiden Vertreter der Psychologischen Psy-
chotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten.  

(2) Für Personen, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Gesetzes Mitglieder der Landeskammer der Psycho-
logischen Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten sind (Anfangsbestand), gilt ab-
weichend von den Bestimmungen des Gesetzes über das 
öffentliche Versorgungswesen und der Satzung Folgendes: 

1. Wer im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes 
das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird auf 
schriftlichen Antrag von der Pflichtmitgliedschaft in 
der Bayerischen Ingenieurversorgung-Bau mit Psycho-
therapeutenversorgung befreit. Von der Pflichtmit-
gliedschaft in der Bayerischen Ingenieurversorgung-
Bau mit Psychotherapeutenversorgung ist ausgenom-
men, wer bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes das 
45. Lebensjahr vollendet hat; er wird jedoch auf schrift-
lichen Antrag zur Pflichtmitgliedschaft zugelassen, so-
fern er noch nicht das 60. Lebensjahr vollendet hat und 
nicht berufsunfähig ist. Anträge nach den Sätzen 1 und 
2 können nur innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes gestellt werden. Die Entschei-
dung über die Anträge ergeht rückwirkend zum Zeit-
punkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes. 

2. Auf Antrag ist für die Dauer der Mitgliedschaft in der 
Bayerischen Ingenieurversorgung-Bau mit Psychothe-
rapeutenversorgung als Pflichtbeitrag nur der Mindest-
beitrag zu entrichten. Die Beitragsfestsetzung erfolgt 
rückwirkend, wenn der Antrag innerhalb eines Jahres 
nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gestellt wird, 
sonst vom Ersten des Antragsmonats an. 

(3) Die Satzung der Versorgungsanstalt kann für eine  
Übergangszeit von höchstens zehn Jahren den getrennten 
Ausweis der bisher angesammelten Kapitalanlagen vorse-
hen sowie die Anpassung von Versorgungsanrechten der 
Mitglieder aus den an der Versorgungsanstalt beteiligten 
Berufsständen auf der Grundlage von Berechnungen nach 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik unter-
schiedlich regeln.  

(4) Soweit die Satzung der Versorgungsanstalt Rechtswir-
kungen an die Zugehörigkeit zur Bayerischen Ingenieure-
kammer-Bau knüpft, ergeben sich hinsichtlich Mitglied-
schaft und Beitragspflicht die gleichen Rechtswirkungen 
für die Mitglieder der Landeskammer der Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten aus deren Zugehörigkeit zu ihrer Kammer; 
sie stehen, soweit die Satzung keine Sonderbestimmungen 
trifft, hinsichtlich der Rechte und Pflichten den Mitgliedern 
der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau gleich. 

 

§ 3 
Übergangsbestimmungen für die Bayerische  

Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 

(1) 1Für die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes laufende 
Amtsperiode des Verwaltungsrats gilt Art. 21 Satz 2 des 
Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen mit der 
Maßgabe, dass in den Verwaltungsrat der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung für die Patent-
anwaltskammer ein Mitglied mit Kanzleisitz in Bayern 
berufen wird. 2Die von der Satzung bestimmte Zahl der 
Mitglieder des amtierenden Verwaltungsrats erhöht sich 
dadurch um den Vertreter der Patentanwälte. 

(2) Für Personen, die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Gesetzes als Mitglieder der Patentanwaltskammer 
ihren Kanzleisitz in Bayern eingerichtet haben (Anfangsbe-
stand), gilt abweichend von den Bestimmungen des Geset-
zes über das öffentliche Versorgungswesen und der Satzung 
Folgendes: 

1. Personen des Anfangsbestands sind von der Pflichtmit-
gliedschaft in der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung ausgenommen; sie werden zur 
Pflichtmitgliedschaft auf schriftlichen Antrag zugelas-
sen, soweit sie im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Gesetzes das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und nicht berufsunfähig sind. Der Antrag kann nur in-
nerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes gestellt werden. Die Entscheidung über den Antrag 
ergeht rückwirkend zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
dieses Gesetzes. 
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2. Auf Antrag ist für die Dauer der Mitgliedschaft in der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversor-
gung als Pflichtbeitrag nur der Grundbeitrag zu entrich-
ten; von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreite Angestellte zahlen jedoch 
mindestens den Beitrag, der ohne Befreiung zur gesetz-
lichen Rentenversicherung zu entrichten wäre. Die Bei-
tragsfestsetzung erfolgt rückwirkend, wenn der Antrag 
innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes gestellt wird, sonst vom Ersten des Antragsmo-
nats an. 

(3) 1Abs. 2 gilt nicht für diejenigen Mitglieder des An-
fangsbestands, die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
bereits Mitglieder der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung waren. 2Für Mitglieder des An-
fangsbestands, die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eine 
Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft in der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung erlangt haben, 
bleiben die für die Befreiung geltenden Bestimmungen 
maßgebend. 

(4) Die Satzung der Versorgungsanstalt kann für eine  
Übergangszeit von höchstens zehn Jahren den getrennten 
Ausweis der bisher angesammelten Kapitalanlagen vorse-
hen sowie die Anpassung der Versorgungsanrechte der 
Mitglieder der in der Versorgungsanstalt verbundenen Be-
rufsstände auf der Grundlage von Berechnungen nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik unterschied-
lich regeln.  

(5) Soweit die Satzung der Versorgungsanstalt Rechtswir-
kungen an die Zugehörigkeit zu einer Rechtsanwaltskam-
mer oder einer Steuerberaterkammer in Bayern knüpft, 
ergeben sich hinsichtlich Mitgliedschaft und Beitragspflicht 
die gleichen Rechtswirkungen für die Mitglieder der Pa-
tentanwaltskammer mit Kanzleisitz in Bayern aus deren 
Zugehörigkeit zu ihrer Kammer; sie stehen, soweit die 
Satzung keine Sonderbestimmungen trifft, hinsichtlich der 
Rechte und Pflichten den Mitgliedern der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterkammern gleich. 
 

§ 4 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.  

Der Präsident  

I.V. 

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer 

II. Vizepräsident 


